Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1645 


Sachgebiet 95 


Vorblatt 


Änderung des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Nach der jetzt geltenden Gesetzesfassung ist der Bund darauf 
beschränkt, die mit der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
auf den Bundeswasserstraßen unmittelbar zusammenhängenden 
Fragen zu regeln. Ihm fehlt eine Kompetenz zum Erlaß von Vor- 
schriften, die dem Schutze der Gewässer vor Verunreinigungen 
durch den Schiffsverkehr dienen. Das hat sich als nachteilig 
erwiesen. 


B. Lösung 

Durch Änderung des Gesetzes soll für den Bund die Möglichkeit 
geschaffen werden, im Wege der Rechts Verordnung den Trans- 
port gefährlicher Güter mit Binnenschiffen zu regeln. 


C. Alternativen 

Der Gesetzentwurf ist einstimmig vom Ausschuß beschlossen 
worden. 


D. Kosten 

Es entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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Drucksache VI/1645 


Sachgebiet 95 

Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen 

(13. Ausschuß) 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiet der Binnenschiffahrt 

— Drucksache VI/1137 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schulte (Schwäbisch Gmünd) 


Der Gesetzentwurf in Drucksache Wll37 wurde 
in der 64. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
16. September 1970 dem Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen federführend und 
dem Innenaussdiuß zur Mitberatung überwiesen. 
Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 17. Dezember 1970 abschließend be- 
handelt. 

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, die Zuständigkeit 
des Bundes für die Abwehr von Gefahren auf dem 
Gebiet der Binnenschiffahrt in einem wesentlichen 
Punkte zu erweitern. Künftig soll dem Bund im 
Rahmen der Schiffahrtpolizei auf den Bundeswasser- 
straßen nicht nur die Abwehr derjenigen Gefahren 
obliegen, die sich gegen die Sicherheit und Leichtig- 
keit des Schiffsverkehrs richten, sondern allgemein 
die Abwehr von Gefahren, die durch Schiffe auf den 
Bundeswasserstraßen verursacht werden können. 
Dementsprechend soll der Bundesminister für Ver- 
kehr ermächtigt werden, durch Rechtsverordnung 
auch den Transport gefährlicher Güter in der Bin- 
nenschiffahrt zu regeln und dabei insbesondere An- 
forderungen an die Verpackung, die Beschaffenheit 
und Ausrüstung der Fahrzeuge sowie an die Be- 
gleitung durch sachkundige Personen zu stellen; 
ferner können besondere Vorsichts- und Schutz- 
maßnahmen während der Beförderung sowie beim 
Laden und Löschen gefordert werden. 

Mit dieser Neuregelung sollen die Konsequenzen 
aus der Tatsache gezogen werden, daß z. B. auf dem 


Rhein laufend erhebliche Mengen von Giftstoffen 
und Insektiziden befördert werden, die — wenn sie 
in den Fluß geraten — erhebliche Schäden nicht nur 
im Fischbestand, sondern auch allgemein für die 
Wasserwirtschaft verursachen können. 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen hält in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Neuregelung für erforderlich und sachgerecht. Re- 
daktionell hat er jedoch (die Änderungsvorschläge 
des Bundesrates entsprechend der Stellungnahme 
der Bundesregierung neugefaßt, um sie dem Ausbau 
des Gesetzes besser anzupassen und um den Erlaß 
der notwendigen Rechtsverordnungen möglichst zu 
erleichtern. Der Verkehrsausschuß ist dabei der mit- 
beratenden Stellungnahme des Innenausschusses 
mit gleicher Zielrichtung gefolgt. Die Änderung in 
Artikel 2 — Zuständigkeitsregelung für Berlin — 
geht ebenfalls auf die Empfehlung des Innenaus- 
schusses zurück. Nicht gefolgt ist der Verkehrsaus- 
schuß dem Wunsch des Bundesrates, der darauf ab- 
zielt, (daß für den Erlaß von Rechts Verordnungen 
über das Verhalten im Verkehr auf den Binnen- 
wasserstraßen, Über den Bau von Binnenschiffen 
und Über die Eignung der Schiffsführer jeweils das 
Benehmen mit den beteiligten Ländern herzustellen 
ist; eine solche Regelung steht mit der Zielrichtung 
des Gesetzentwurfs nicht in Zusammenhang und 
würde die Erfüllung der Aufgaben des Bundes in 
nicht vertretbarer Weise erschweren. 


Bonn, den 17. Dezember 1970 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1137 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 17. Dezemiber 1970 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen 

Dr. Apel Schulte (Schwäbisch Gmünd) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — • 6. Wahlperiode 


Drudesache VI/ 1645 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiet der Binnenschiffahrt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 
1956 (Bmidesgesetzbl. II S. 317), zuletzt geändert 
durch Artikel 25 des Kostenermächtigungs-Ände- 
rungsgesetzes vom 23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 805), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Abwehr von Gefahren für die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs sowie die Ver- 
hütung von der Schiffahrt ausgehender Ge- 
fahren (Schiffahrtpolizei) auf den Bundes- 
wasserstraßen; die schiffahrtspolizeilichen 
Vollzugs auf gaben nach Maßgabe einer mit 
den Ländern zu schließenden Vereinbarung,". 

2. § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. gefährliche Güter, die mit Wasserfahrzeugen 
befördert werden sollen, insbesondere über: 

a) ihre Zulassung zur Beförderung, 

b) ihre Verpackung, Zusammenpackung, Zu- 
sammenladung und Kennzeichnung, 

c) die Beschaffenheit, Ausrüstung, Prüfung 
und Kennzeichnung der Behältnisse und 
Fahrzeuge für ihre Beförderung, 

d) die Ausfertigung und das Mitführen von 
Begleitpapieren bei ihrer Beförderung, 

e) ihre Begleitung durch sachkundige Per- 
sonen auf den Wasserfahrzeugen, 

f) Vorsich ts- und Schutzmaßnahmen, die 
während ihrer Beförderung sowie beim 


Laden und Löschen an Bord der Wasser- 
fahrzeuge und von diesen aus zu treffen 
sind, 

g) die Verpflichtung des Absenders oder 
Verladers, den Beförderer und die Fahr- 
zeugbesatzung über die Eigenschaften 
der gefährlichen Güter und die geeigne- 
ten Schutzmaßnahmen bei ihrem Frei- 
werden zu unterrichten sowie eine Aus- 
kunftsperson für besondere Einzelfälle 
zu benennen." 

3. In § 3 Abs. 1 erhält Satz 4 folgende Fassung: 

„Vorschriften nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 können 
auch zur Abwehr von Gefahren für das Wasser 
und von Gefahren, Nachteilen oder Belästigun- 
gen durch Lärm erlassen werden." 

4. In § 4 werden die Worte „Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs" ersetzt 
durch das Wort „Gefahrenabwehr". 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen auf Grund dieses Ge- 
setzes gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 


A r t i k e 1 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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